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Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten 

am 07.08.2018 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

in der·oben genc;1nnten Sitzurm wurde zum 

. TOP 3) ,,Freiflächenöffnungsverordnung für Photovoltaik in Rheinland­

Pfalz", 

Antrag der Fraktion der CDU , Vorlage 17 /3411 - neu -, 

. die schriftliche Berichterstattung beschlossen . Ich berichte daher wie folgt: 

Es ist das Ziel der Landesregierung, die erneuerbaren Energien voranzubringen: Da­

her beabsichtigt das Umweltressort, von der Ermächtigung im EEG Gebrauch zu ma-

. chen und mittels einer Landesverordnung die Errichtung von Photovoltaik-Freiflächen­

Aniagen in Rheinland-Pfalz auf Grünland in benachteiligten Gebieten in maßvollem 

Umfang zu ermöglichen . 

Zum aktuellen Stand kann ich Ihnen daher mitteilen, dass das Umweltministerium ei­

nen Verordnungstext und die notwenigen Vollzugshinweise erstellt hat. 
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Verkehrsanbindung 
® Sie erreichen uns ab Hbf. mit den Linien 6/6Ä. (Richtung Wiesbaden), 64 (Rich­
tung Laubenheim), 65 (Richtung Weisenau), 68 (Richtung Hochheim), Ausstieg Hai- · 
testelle ,Bauhofstraße'. ~ Zufahrt über Kaiser-Friedrich-Sir. oder Bauhofstraße. 

. Parkmöglichkeiten 

Parkplatz am Schlossplatz 
(Einfahrt Ernst-Ludwig-Straße), 
Tiefgarage am Rheinufer 
(Einfahrt Peter-Altmeier-Allee) 
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So~ald die Ressortabstimmung erfolgt ist, kann das Anhörungsverfahren beginnen. 

Derzeit wird im Rahmen der Abstimmung noch geprüft, wie .die Bedenken von Seiten 

der Bauernverbände, die im Zuge des Verordnungserlasses einen Anstieg der Pacht­

preise befürchten, in der Verordnung und den Vonzugshinweisen berücksichtigt wer­

den können. 

Was die Befürchtungen steigender Pach~p_reise ar:,geht, das haben wir intensiv ge­

prüft. Unser Ergebni$: 

Die Inanspruchnahme von maximal 100 Hektar Grünland im Jahr für PV-

. Freiflächenanlagen entsprechend 0,04 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzflächen·· 

kann nicht zu einem relevanten Flächen- und Preisdruck führen. · 

Allerdings sind im Einzelfall und lokal begrenzt Pachtpreiserhöhungen nicht auszu­

schließen. 

Zudem: Die PV-Freifl°ächen-Verordnung wird gestützt auf Vollzugshinweise besonders 

ertragsschwaches Grünland, konkret Flächen mit einer Ertragsmesszahl kleiner 37, 
\ 

fokussieren . Auf jeden Fall soll die Verordnung jährlich hinsichtlich agrarstruktureller 

Auswirkungen evaluiert werden . 

. . 

Und nicht zuletzt: Es ist geplant die Verordnung mi(einer Auslaufklausel zu versehen. 

Nach Ablauf der Geltungsdauer können die Effekte der Verordn.ung auf die Energie­

wende und die Agrarstruktur bilanziert und ggf. durch einen Neuerlass optimiert wer­

den. Sicher sollte im weiteren Entscheidungsprozess auch berücksichtigt weden , dass 
. . . . . 

nach dem EEG nur PV-Freiflächenanlagen bis zu maximal 10 Megawatt gefördert 

werden . · 

Das bedeutet, c;;roßanlagen auf Grünland stehen nicht zur Diskussion . 

Auch verhindern Regelungen im EEG die Ballung solcher Anlagen innerhalb einer · 

Kommune. Also auch eine Konzentration mehrerer Freiflächenanlagen in einzelnen 

Gemeinden i~t gesetzlich unterbunden. 
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Insgesamt bestehen daher mit der geplanten PV-Ff='-VO realistische Aussichten, einen 

~aßvollen Zubau von PV-Freifläthenanlageh mit vertretbaren Auswirkungen für 

Landwirtschaft und Umwelt zu ermöglichen. 

Ohne die zuvor genannten Bedenken des landwirtschaftlichen Berufsstandes abzu­

werten - mit der geplanten Verordnung können bisher ungenutzte PV-Potenziale für . 

. die Energiewende in Rheinland-Pfalz erschlossen und damit Wertschöpfung im ländli­

chen Raum generiert werden. Dies kann auch Landwirten eine Chance zur Eink.om- . 

·· mensdiversifizierung bieten. 

Und dass eine PV-FF-VO .für die Energiewende in Rheinland-Pfalz sinnvoll und not­

wendig ist, meine Damen u.nd Herren, dazu genügt ein Bl ick auf die bisherigen Aus­

schreibungsergebnisse. 

Auf Rheinland-Pfalz entfielen in den 11 Ausschreibungsrunden für Solaranlagen von 

April 2015 bis Juni 2018 ganze 13 von insgesamt 316 Zuschlägen . Das sind gerade 

einmal 4 Prozent aller Zuschläge. 

Zum Vergleich . Das B~ndesland Bayern hat im März 2017 eine Freiflächen­

Verordnung erlc;1ssen. Seitdem wurden in nur vier Ausschreibungen 50 Zuschläge für 

Gebote auf landwirtschaftlichen Flächen in ben,achteiligten Gebieten nach Bayern 

vergeben. Das entspricht .16 Prozent aller insgesamt in 11 Ausschreibungsrunden er­

teilten Zuschläge. Oder mehr als die Hälfte der insgesamt 93 Zuschläge, die für PV­

Freiflächenprojekte in 11 Solar-Ausschreibungen nach Bayern gingen, entfallen auf 

die Freiflächen-Verordnung .. 

· Aber auch in Baden-Württemberg , dem zweiten Bundesland mit einer Freiflächen.:. 

Verordnung , hat sich seit Inkrafttreten der Verordn·ung einiges bewegt. . Seit Juni 2017 

sind zwar nur 3 Zuschläge auf die Verordnung zurückzuführen . Aber meine Damen 

und Herren, die dabei vergebene Zuschlagsmenge entspricht 34 Prozent der gesam­

ten in Baden-Württemberg in allen 11 Ausschreibungen bezuschlagten .Leistung . 
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Wir sind zuversichtlich , dass wir sehr bald die Ressortabstimmung abschließen kön­

nen. Dadurch wäre die Grundlage geschaffe_n, dass auch Rheinland-Pfalz bei kunfti_­

gen Ausschreibungen erfolgreich sein kann. 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung 

Dr. Thomas Griese 
(Staatssekretär) 
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